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1. Geschäftsführer einer gGmbH: 
Welche Vergütung unangemessen? 

Nach einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) 
können unverhältnismäßig hohe Geschäftsführerver-
gütungen dazu führen, dass gemeinnützigen Körper-
schaften ihr Gemeinnützigkeitsstatus entzogen wird. 

Geklagt hatte eine gemeinnützige GmbH, die hauptsäch-
lich Leistungen im Bereich der Gesundheits- und Sozial-
branche (psychiatrische Arbeit) erbringt. Das Finanzamt 
hatte festgestellt, dass der Geschäftsführer jährlich zwi-
schen 136.000 € und 283.000 € als „Gesamtausstattung“ 
erhielt, und der Gesellschaft infolgedessen die Gemein-

nützigkeit entzogen (wegen Mittelfehlverwendung). Die 
Gesellschaft hatte Jahresumsätze zwischen 7,7 Mio. € 
und 15,2 Mio. € erwirtschaftet. 

Der BFH folgte der Auffassung des Finanzamts in weiten 
Teilen. Ob eine unverhältnismäßig hohe Vergütung vor-
liegt, muss nach dem Urteil zunächst durch einen soge-
nannten Fremdvergleich ermittelt werden. Zu diesem 
Zweck können allgemeine Gehaltsstrukturuntersu-
chungen für Wirtschaftsunternehmen herangezogen wer-
den. 

Eine unangemessene Vergütung liegt nach dem Urteil je-
doch erst für Bezüge vor, die den oberen Rand der ange-
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gebenen Gehaltsbandbreite um mehr als 20 % überstei-
gen. Das Gericht verwies darauf, dass von den Ver-
gleichsgehältern kein Abschlag für Geschäftsführer von 
gemeinnützigen Organisationen vorgenommen werden 
muss. Ein Entzug der Gemeinnützigkeit erfordert zudem 
ergänzend, dass die betroffene Gesellschaft nicht nur ge-
ringfügig gegen das Mittelverwendungsgebot verstoßen 
hat. 

Hinweis: Die Entscheidung ist von weitreichender Be-
deutung für die Besteuerung gemeinnütziger Körper-
schaften, da sie die Grundlagen für die Ermittlung von 
noch zulässigen Geschäftsführerbezügen aufzeigt und 
diese Grundsätze auch auf andere Geschäftsbezie-
hungen mit gemeinnützigen Körperschaften übertra-
gen werden können (z.B. auf Miet-, Pacht- und Darle-
hensverträge). 

2. Regelungen zur Organschaft: Kommt 
bald die Querorganschaft? 

Eine ertragsteuerliche Organschaft (also eine körper-
schaft- und gewerbesteuerliche) bietet unter anderem den 
immensen Vorteil, Verluste einer Tochterkapitalgesell-
schaft mit Gewinnen der Muttergesellschaft verrechnen zu 
können. Weiterhin entfällt auch die 5%ige Versteuerung 
von Dividenden bzw. Veräußerungsgewinnen (sogenannte 
Schachtelstrafe). 

Diese steuerlichen Vorteile erkaufen sich die beteiligten 
Gesellschaften jedoch mit hohem administrativem Auf-
wand, denn die deutschen Organschaftsregelungen sind 
sehr streng und sehr formalistisch. Voraussetzung ist bei-
spielsweise eine streng hierarchisch organisierte Struktur: 
Die Muttergesellschaft muss mehr als die Hälfte der 
Stimmrechte an der Tochtergesellschaft innehaben und 
die Organschaft muss auf mindestens fünf Jahre abge-
schlossen und „gelebt“ werden. 

Dabei darf die Muttergesellschaft zwar auch eine auslän-
dische Gesellschaft sein, für eine Organschaft muss sie 
jedoch eine deutsche Betriebsstätte haben, der die Betei-
ligung an der Tochtergesellschaft zuzurechnen ist. Hat ei-
ne Muttergesellschaft mehrere Tochtergesellschaften, 
kommt über die gemeinsame Mutter zwar grundsätzlich 
eine Ergebnisverrechnung in Betracht. Eine Verrechnung 
der Ergebnisse der Töchter unmittelbar untereinander ist 
jedoch nicht möglich, erst recht nicht, wenn die gemein-
same Muttergesellschaft nicht über eine hiesige Betriebs-
stätte verfügt. 

Im EU-Ausland ist man da schon weiter: In den Nieder-
landen, in Luxemburg, in Italien und in Frankreich ist eine 
sogenannte Querorganschaft und damit eine Ergeb-
nisverrechnung unter Schwestern ohne Einbeziehung 
der Muttergesellschaft schon seit mehreren Jahren 
möglich. 

Mit Urteil vom Mai 2020 hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) in einem luxemburgischen Fall entschieden, dass 

Luxemburg diese Regelung zu spät eingeführt hat, denn 
das Streitjahr lag ein Jahr vor Einführung der luxemburgi-
schen Querorganschaft. Im dortigen Fall hatten zwei in 
Luxemburg ansässige Schwestergesellschaften beim  
zuständigen Finanzamt beantragt, ihre Ergebnisse mitei-
nander verrechnen zu dürfen. Ihre gemeinsame Mutterge-
sellschaft war eine in Frankreich ansässige Aktiengesell-
schaft. Zwar versagte das Finanzamt zunächst die  
Verrechnung, der EuGH sah darin jedoch einen Verstoß 
gegen die Niederlassungsfreiheit und ermöglichte ei-
ne entsprechende Saldierung. 

Hinweis: Die deutschen - eher strengen - Organ-
schaftsregelungen stehen schon seit Jahrzehnten in 
der Diskussion. Das Urteil dürfte nun für einen weite-
ren Diskussionspunkt sorgen und den Reformdruck 
auf die nationale Regierung erhöhen. 

3. Dividenden: Schachtelprivileg ist 
verfassungsgemäß 

Sowohl körperschaftsteuerlich als auch gewerbesteuerlich 
sind Ausschüttungen einer Tochterkapitalgesellschaft bei 
der Mutterkapitalgesellschaft nur dann steuerfrei, wenn die 
(prozentuale) Beteiligung eine im Gesetz bestimmte Min-
desthöhe beträgt, und zwar: 

 bei der Körperschaftsteuer mindestens 10 % 
 bei der Gewerbesteuer mindestens 15 % 

Maßgeblich ist dabei grundsätzlich die Beteiligungshöhe 
zu Beginn des Jahres (wobei in der Körperschaftsteuer 
stets das Kalenderjahr der Ausschüttung maßgeblich ist 
und bei der Gewerbesteuer das Jahr der Veranlagung). In 
Bezug auf die Körperschaftsteuer gibt es noch eine Be-
günstigung für den Fall, dass die Beteiligung zu Beginn 
des Kalenderjahres noch die Mindesthöhe erfüllt hat: Der 
Hinzuerwerb einer mindestens 10%igen Beteiligung ist 
ebenfalls begünstigt. 

Schon lange stritten Steuerrechtler über die Frage, ob die-
se Streubesitzregelung verfassungsgemäß ist. Mit Ur-
teil vom 18.12.2019 sorgte der Bundesfinanzhof für Klar-
heit und befand beide Regelungen für rechtens. Die 
Richter begründeten ihr Urteil mit dem dem Staat oblie-
genden - weiten - Gestaltungsspielraum; dieser sei hier 
nicht in verfassungswidriger Weise überschritten worden. 

Hinweis: Wenn Sie eine Ausschüttung erwarten, soll-
ten Sie - gegebenenfalls vor Beginn des Jahres der 
avisierten Ausschüttung - checken, ob der rechtzeitige 
Hinzuerwerb von Anteilen sinnvoll ist. Bei der Veräu-
ßerung von Anteilen gilt diese sogenannte De-
minimis-Regelung nicht. 

4. Mindert nachrangiger Nießbrauch den 
Erwerb des Beschenkten? 

Einem geschenkten Gaul schaut man bekanntlich nicht ins 
Maul. Manchmal ist ein Geschenk aber derart „belastet“, 
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dass sich ein genauerer Blick durchaus lohnt. Ein solcher 
Fall hat nun den Bundesfinanzhof (BFH) beschäftigt: Der 
„geschenkte Gaul“ war in diesem Fall ein Anteil an einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts, den die Klägerin schen-
kungsweise von ihrer Mutter erhalten hatte. Letztere hatte 
sich bereits einen lebenslangen Nießbrauch an dem An-
teil vorbehalten. 

2008 übertrug die Klägerin die Hälfte dieses Anteils 
schenkungsweise auf ihre Tochter und behielt sich daran 
ebenfalls einen lebenslangen Nießbrauch vor. Die Beteili-
gung der Tochter war mithin gleich doppelt mit einem 
Nießbrauch belastet, wobei der Nießbrauch ihrer Groß-
mutter vorranging und der Nießbrauch ihrer Mutter (der 
Klägerin) nachrangig war. Das Finanzamt ging bei der 
Festsetzung der Schenkungsteuer davon aus, dass nur 
der Nießbrauch der Großmutter, nicht aber der Nieß-
brauch der Klägerin wertmindernd zu berücksichtigen sei. 
Es vertrat den Standpunkt, dass der Nießbrauch der Klä-
gerin eine Last sei, deren Entstehung vom Eintritt einer 
aufschiebenden Bedingung abhänge, und damit nach 
dem Bewertungsgesetz nicht berücksichtigungsfähig sei. 

Die Klägerin beantragte hingegen, den anteiligen Kapital-
wert ihres Nießbrauchs (abzüglich des anteiligen Kapital-
werts des Nießbrauchs ihrer Mutter) der zinslos zu stun-
denden Schenkungsteuer und dem Ablösebetrag für die 
gestundete Steuer zugrunde zu legen. 

Der BFH gewährte die begehrte Steuerstundung und ur-
teilte, dass auch der nachrangige lebenslange Nießbrauch 
der Klägerin wertmindernd zu berücksichtigen sei. Behält 
sich ein Schenker den Nießbrauch vor, obwohl der Zu-
wendungsgegenstand bereits mit dem Nießbrauch eines 
Dritten belastet ist, hängt die Entstehung des „neuen“ 
Nießbrauchs nicht vom Eintritt einer aufschiebenden Be-
dingung ab.  

Der Nießbrauch des Schenkers entsteht vielmehr mit der 
Schenkung und erhält einen Rang nach dem älteren 
Nießbrauch. Zwar kann der neuere Nießbrauch zunächst 
nicht geltend gemacht werden, seine zivilrechtliche Ent-
stehung wird durch die Existenz des älteren Nießbrauchs 
aber nicht verhindert. 

5. Pensionsauszahlung: Was gilt bei der 
Übertragung auf Pensionsfonds? 

Im Mittelstand fußt die Altersversorgung der meisten Ge-
sellschafter-Geschäftsführer auf einer Pensionszusage, 
die sie von ihrer Gesellschaft erhalten haben. Während 
dies im vergangenen Jahrhundert als „State of the Art“ 
galt, nimmt man heute mehr und mehr Abstand von dieser 
Gestaltung. Durch den Generationenwechsel wurde 
schnell klar: Eine GmbH mit einer Pensionslast ist prak-
tisch unverkäuflich. 

Es galt und gilt also, die Pensionslast der Gesellschaft 
„wegzuschaffen“, um den Erwerb der Anteile für einen po-
tenziellen Käufer attraktiver zu machen. Die Rechtspre-

chung und Gesetzesänderungen der letzten Jahre zeigen 
jedoch, dass dies ein steuerlich und finanziell riskantes 
Unterfangen ist, denn zumindest die Betriebsprüfer 
schauen hier mindestens zweimal hin. Nehmen sie eine 
verdeckte Gewinnausschüttung an, stehen hohe Steuer-
zahlungen im Raum, die es zu vermeiden gilt. 

Positiv für Betroffene ist ein Urteil des Finanzgerichts 
Hessen (FG) aus dem Jahr 2019. Dort übertrug eine 
GmbH die Pensionsverpflichtung zugunsten ihrer Gesell-
schafter-Geschäftsführerin gegen Zahlung auf einen Pen-
sionsfonds. Der Pensionsfonds nahm dann die Auszah-
lung an die Berechtigte vor. 

Das Finanzamt betrachtete diese Übertragung als ver-
deckte Gewinnausschüttung. Die Richter des FG ver-
mochten sich dieser Ansicht jedoch nicht anzuschließen. 
Die Übertragung halte einem Fremdvergleich stand - 
sie sei ernsthaft gewollt gewesen und tatsächlich durchge-
führt worden. Die Pension sei erdient worden, unverfallbar 
und zudem angemessen. Zu unterscheiden sei nämlich 
zwischen der Rechtsperson, die die Pension zusage, und 
der Rechtsperson, die die Pension auszahle. Wenn nur 
die auszahlende Stelle ausgewechselt werde, könne 
keine verdeckte Gewinnausschüttung vorliegen. 

Hinweis: Der Fall war für die Richter so klar, dass sie 
die Revision beim Bundesfinanzhof nicht zuließen. 

6. E-Mobilität: Vom Arbeitgeber gewähr-
te „Aufladevorteile“ lohnsteuerfrei? 

Kann ein Arbeitnehmer sein Elektro- oder Hybridelektro-
fahrzeug im Betrieb des Arbeitgebers oder eines verbun-
denen Unternehmens kostenlos oder verbilligt aufla-
den, ist dieser „Aufladevorteil“ seit 2017 lohnsteuerfrei. 
Unerheblich ist dabei, ob ein privates oder ein betriebli-
ches Fahrzeug aufgeladen wird. 

Keine Versteuerung muss seit 2017 zudem für Vorteile er-
folgen, die der Arbeitnehmer dadurch erhält, dass der Ar-
beitgeber ihm vorübergehend eine betriebliche Ladevor-
richtung zur privaten Nutzung überlässt. Sofern der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Ladevorrichtung für 
Elektro- oder Hybridelektrofahrzeuge dauerhaft verbilligt 
oder kostenlos übereignet, gilt zwar keine Steuerfreiheit. 
Der Vorteil darf dann aber pauschal mit 25 % lohnversteu-
ert werden. 

Hinweis: Die steuergünstigen Regeln gelten bis zum 
31.12.2030 und sind nur anwendbar, wenn der Arbeit-
geber die Vorteile zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn gewährt. 

Das Bundesfinanzministerium hat nun diverse Einzelfra-
gen zur Thematik beantwortet. Danach gilt Folgendes: 

 Fahrzeuge werden von den Finanzämtern als Elektro-
fahrzeuge anerkannt, wenn sich im Feld 10 der Zulas-
sungsbescheinigung die Codierungen 0004 und 0015 
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finden. Bei Hybridelektrofahrzeugen lauten die Co-
dierungen 0016 bis 0019 und 0025 bis 0031. 

 Auch Elektrofahrräder können lohnsteuerfrei bzw. 
steuervergünstigt aufgeladen werden - unabhängig 
davon, ob sie verkehrsrechtlich als Fahrzeug gelten. 

 Führt der Arbeitnehmer für sein dienstliches (Hybrid-) 
Elektrofahrzeug ein Fahrtenbuch, können die Strom-
kosten des Arbeitgebers bei der Ermittlung der Kfz-
Gesamtkosten außen vor bleiben. 

 Die Steuerfreiheit für Aufladevorteile gilt insbesondere 
für den Strom, den der Arbeitnehmer im Betrieb des 
Arbeitgebers „tankt“. Die Steuerfreiheit gilt indes nicht 
für den Strom, der von Ladesäulen bei einem Dritten 
bezogen wird. 

  „Verleiht“ der Arbeitgeber eine Ladevorrichtung an 
den Arbeitnehmer, bleibt grundsätzlich nur der reine 
„Leihvorteil“ steuerfrei. Hinsichtlich des vom Arbeitge-
ber getragenen oder bezuschussten Stroms ist in die-
sem Fall wie folgt zu unterscheiden: Werden private 
Fahrzeuge an der Ladevorrichtung des Arbeitnehmers 
aufgeladen, führen vom Arbeitgeber erstattete Strom-
kosten zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. Werden dort 
hingegen betriebliche Fahrzeuge (z.B. Dienstwagen) 
aufgeladen, darf der Arbeitgeber die Stromkosten als 
Auslagenersatz steuerfrei erstatten. Hier gelten fol-
gende Pauschalen: 

Jahre 2017 bis 2020 
Steuerfreier 
Auslagenersatz pro 
Monat 

bei 
zusätzlicher 
Lademöglich-
keit beim 
Arbeitgeber: 

ohne 
zusätzliche 
Lademöglich-
keit beim 
Arbeitgeber: 

Elektrofahrzeug 20 € 50 € 
Hybridelektrofahrzeug 10 € 25 € 
Jahre 2021 bis 2030 
Steuerfreier 
Auslagenersatz pro 
Monat 

bei 
zusätzlicher 
Lademöglich-
keit beim 
Arbeitgeber: 

ohne 
zusätzliche 
Lademöglich-
keit beim 
Arbeitgeber: 

Elektrofahrzeug 30 € 70 € 
Hybridelektrofahrzeug 15 € 35 € 

7. Homeoffice-Wohnung vermietet: Vor-
steuer für Badrenovierung abziehbar? 

In Zeiten der Corona-Pandemie ist das Arbeiten zu Hause 
stark nachgefragt. Viele Arbeitnehmer gehen daher dazu 
über, einen Teil ihrer Wohnung bzw. ihres Hauses (z.B. 
eine Einliegerwohnung) an ihren Arbeitgeber zu vermie-
ten, der die Räumlichkeiten dann wiederum für die berufli-
che Tätigkeit des Arbeitnehmers zur Verfügung stellt. 

Dem Bundesfinanzhof (BFH) lag nun ein Fall vor, in dem 
die Arbeitsparteien eine solche (umsatzsteuerpflichtige) 
Anmietung einer Einliegerwohnung des Arbeitnehmers 
vereinbart hatten. Streitig war, ob der Arbeitnehmer die 
Vorsteuer aus einer umfassenden Badsanierung in der 
Einliegerwohnung in voller Höhe abziehen durfte. 

Das Finanzgericht Köln (FG) hatte in erster Instanz ent-
schieden, dass die Vorsteuer nur insoweit abgezogen 
werden könne, wie sie anteilig auf die neue Toilette und 
das neue Waschbecken entfalle. Die anteiligen Kosten 
für die neue Badewanne und die neue Dusche ließen die 
Finanzrichter demgegenüber unberücksichtigt. Der Arbeit-
nehmer wollte gleichwohl einen kompletten Abzug der 
Vorsteuerbeträge erreichen und zog vor den BFH. Er ar-
gumentierte, dass der Vermietungsgegenstand schließ-
lich die gesamte Einliegerwohnung gewesen sei. 

Der BFH folgte jedoch der Auffassung des FG und ver-
wies darauf, dass der für den Vorsteuerabzug erforderli-
che direkte und unmittelbare Zusammenhang mit den 
Vermietungsumsätzen nur bestehe, soweit das Home-
office beruflich genutzt werde. Diese berufliche Nutzung 
könne sich bei einer Bürotätigkeit zwar auch auf einen 
Sanitärraum erstrecken, nicht jedoch auf ein mit Dusche 
und Badewanne ausgestattetes Badezimmer. Insofern 
habe das FG die Vorsteuerbeträge zu Recht aufgeteilt. 

8. Pendler, aufgepasst: Ab 2021 gilt eine 
erhöhte Entfernungspauschale 

Ab dem 01.01.2021 steigt die Pendlerpauschale von 
30 Cent auf 35 Cent - und zwar ab dem 21. Entfernungski-
lometer, der zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte des 
Arbeitnehmers liegt. Für Entfernungen bis 20 Kilometer 
bleibt es bei der Pauschale von 30 Cent. 

Hinweis: Ab dem 01.01.2024 wird die Pendlerpau-
schale dann in einem weiteren Schritt auf 38 Cent er-
höht (ebenfalls ab dem 21. Kilometer). Im Einkom-
mensteuergesetz ist geregelt, dass diese Erhöhung 
nur bis einschließlich des Veranlagungszeitraums 
2026 gilt. 
Beispiel: Arbeitnehmerin A legt an 220 Tagen einen 
Arbeitsweg von 40 Kilometern (einfache Wegstrecke) 
zurück. Ihre Entfernungspauschale berechnet sich 
2021 wie folgt: 
Für die ersten 20 Kilometer: 220 Tage x 20 km x 
0,30 € = 1.320 € 
Für die weiteren 20 Kilometer: 220 Tage x 20 km x 
0,35 € = 1.540 € 
Insgesamt steht A für das Jahr 2021 also eine Entfer-
nungspauschale von 2.860 € zu. 

Geringverdiener, die mit ihrem zu versteuernden Einkom-
men unterhalb des Grundfreibetrags liegen (Grundfreibe-
trag für Ledige 2021: 9.696 €) und deshalb keine Steuern 
zahlen müssen, profitieren nicht von der erhöhten Entfer-
nungspauschale. Sie erhalten deshalb ab 2021 eine so-
genannte Mobilitätsprämie (ebenfalls bis 2026 befristet): 
Ist ihr einfacher Weg zur Arbeit weiter als 20 Kilometer, 
erhalten sie ab dem 21. Kilometer 14 % des erhöhten Ki-
lometersatzes (2021 bis 2023 also 4,9 Cent pro Kilome-
ter) ausgezahlt. 

Hinweis: Die Mobilitätsprämie muss in der Einkom-
mensteuererklärung beantragt werden. Wie das An-
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tragsverfahren konkret aussieht, wird sich voraussicht-
lich im Frühjahr 2021 zeigen, wenn die Formulare für 
das Steuerjahr 2021 erstellt werden. Fest steht aber 
schon jetzt: Die Abgabe einer Steuererklärung und die 
explizite Beantragung der Mobilitätsprämie sind 
erforderlich, um in den Genuss dieser Prämie zu 
kommen. 

9. Homeoffice: Telefonkosten des 
Arbeitnehmers absetzbar? 

In Zeiten der Corona-Pandemie arbeiten viele Arbeitneh-
mer mittlerweile tageweise oder komplett von zu Hause 
aus. Die Tätigkeit im Homeoffice ist oftmals nicht in den 
Arbeitsverträgen vorgesehen, so dass Arbeitnehmer ihre 
privaten Telefon- und Internetanschlüsse, EDV-Geräte 
und Büromaterialien nutzen. Im Steuerrecht bestehen 
zwei Möglichkeiten, die sich daraus ergebende Kostenbe-
lastung des Arbeitnehmers abzumildern oder gleich ganz 
auf den Arbeitgeber abzuwälzen: 

 Werbungskostenabzug: Arbeitnehmer können 
selbstgetragene berufliche Kosten als Werbungskos-
ten in der eigenen Einkommensteuererklärung geltend 
machen. Dies ist unabhängig davon möglich, ob zu 
Hause ein steuerlich anerkanntes häusliches Arbeits-
zimmer unterhalten wird oder nicht. Ist der berufliche 
Nutzungsanteil der Telekommunikationskosten auf die 
Schnelle nicht ermittelbar, darf der Arbeitnehmer pau-
schal 20 % der angefallenen Kosten, maximal 20 € 
pro Monat, als Werbungskosten abziehen. In diesem 
Fall sind keinerlei Nachweise für das Finanzamt zu 
sammeln. Weist der Arbeitnehmer dem Finanzamt 
hingegen den Anteil der beruflich veranlassten Tele-
kommunikationskosten an den Gesamtkosten für einen 
repräsentativen Zeitraum von drei Monaten im Ein-
zelnen nach, kann er diesen beruflichen Anteil für den 
gesamten Veranlagungszeitraum zugrunde legen. Da-
bei können die Grundgebühren und der Grundpreis 
der Anschlüsse entsprechend dem beruflichen Anteil 
der Verbindungsentgelte an den gesamten Verbin-
dungsentgelten (Telefon und Internet) abgezogen 
werden. Zur weiteren Vereinfachung darf der Arbeit-
nehmer beim Werbungskostenabzug den monatlichen 
Durchschnittsbetrag, der sich aus den Rechnungsbe-
trägen für einen repräsentativen Zeitraum von drei 
Monaten ergibt, für den gesamten Veranlagungszeit-
raum zugrunde legen.  

 Steuerfreie Arbeitgebererstattung: Arbeitgeber kön-
nen ihren Arbeitnehmern alternativ die entstandenen 
beruflich veranlassten Kosten steuerfrei erstatten - ein 
solcher Auslagenersatz löst keinen steuerpflichtigen 
Vorteil aus. Bei den Telekommunikationskosten kön-
nen ohne Nachweis ebenfalls pauschal 20 % der 
Rechnungsbeträge, maximal 20 € für jeden Monat, 
steuerfrei erstattet werden. Wer höhere Kosten pau-
schal steuerfrei erstatten möchte, muss diese über ei-
nen Zeitraum von drei Monaten einzeln belegen und 
die beruflichen Nutzungsanteile ermitteln (siehe oben 
genannte Varianten zum Werbungskostenabzug). 

Hinweis: Arbeitnehmer sollten wissen, dass beruflich 
veranlasste Kosten für das Homeoffice nur insoweit 
als Werbungskosten abgezogen werden dürfen, wie 
sie nicht steuerfrei vom Arbeitgeber erstattet werden 
(keine Doppelbegünstigung). 

10. Manipulationssichere Kassen: Sind 
die Kosten der Umrüstung absetzbar? 

Betriebe sind nach dem Kassengesetz seit dem 
01.01.2020 grundsätzlich verpflichtet, manipulationssi-
chere Kassen einzusetzen. Elektronische Kassensyste-
me müssen demnach über eine sogenannte zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung (TSE) verfügen. 

Hinweis: Da es beim Zertifizierungsverfahren zeitliche 
Verzögerungen gab, wurde betroffenen Betrieben für 
die Umrüstung ihrer Kassen von der Finanzverwaltung 
zunächst eine Nichtbeanstandungsfrist bis zum 
30.09.2020 eingeräumt. Wegen der Corona-Pandemie 
und der im Zuge derer temporär geänderten Umsatz-
steuersätze haben sich die Landesfinanzverwaltungen 
fast aller Bundesländer (Ausnahme: Bremen) inzwi-
schen dazu entschlossen, diese Nichtbeanstandungs-
frist bis zum 31.03.2021 zu verlängern. 

In einem aktuellen Schreiben hat das Bundesfinanzminis-
terium (BMF) nun erklärt, dass Betriebe die Kosten für die 
Implementierung der Sicherheitseinrichtung und der ein-
heitlichen digitalen Schnittstelle sofort und in voller Hö-
he als Betriebsausgaben abziehen können (Vereinfa-
chungsregel). Voraussetzung hierfür ist, dass es sich um 
die nachträgliche Umrüstung der bestehenden Kasse 
bzw. die erstmalige Implementierung in ein bestehen-
des elektronisches Aufzeichnungssystem handelt. So-
fern diese Vereinfachungsregel nicht genutzt wird, gelten 
laut BMF folgende Grundsätze: 

 Abschreibung über drei Jahre: Wird eine TSE in 
Verbindung mit einem Konnektor (Hardware zur Ein-
bindung mehrerer TSE über ein lokales Netzwerk)  
oder in Form eines USB-Sticks bzw. einer SD-Karte 
genutzt, sind die Kosten der Anschaffung zu aktivieren 
und über einen Zeitraum von drei Jahren abzuschrei-
ben. Da die TSE in diesem Fall nicht selbständig nutz-
bar ist, kann sie nicht als geringwertiges Wirtschaftsgut 
sofort abgeschrieben werden. Auch die Bildung eines 
Sammelpostens für die TSE ist deshalb nicht möglich. 

 Abschreibung über die Restnutzungsdauer: Wurde 
eine TSE als Hardware fest in ein Wirtschaftsgut ein-
gebaut, sind die Kosten als nachträgliche Anschaf-
fungskosten des Wirtschaftsguts zu aktivieren und 
über dessen Restnutzungsdauer abzuschreiben. 

 Entgelte für Cloud-Lösungen: Werden laufende Ent-
gelte für TSE-Cloud-Lösungen gezahlt, sind diese re-
gelmäßig sofort als Betriebsausgaben abziehbar. 

 Implementierung digitaler Schnittstellen: Die Kos-
ten für die Implementierung der einheitlichen digitalen 
Schnittstelle sind Anschaffungsnebenkosten des Wirt-
schaftsguts „TSE“.  
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11. Aktuelles zur rückwirkenden 
Rechnungsberichtigung 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich am 
18.09.2020 zur Rückwirkung der Rechnungsberichtigung 
auf den Zeitpunkt der ursprünglichen Ausstellung und 
den Vorsteuerabzug ohne Besitz einer ordnungsmäßigen 
Rechnung schriftlich geäußert. Es hat dadurch die aktuelle 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und des Europäi-
schen Gerichtshofs umgesetzt und in diesem Zusammen-
hang den Umsatzsteuer-Anwendungserlass angepasst. 

Im Fokus dieses Schreibens stehen insbesondere die uni-
onsrechtlichen Regelungen für eine ordnungsmäßige 
Rechnung als Voraussetzung für den Vorsteuerabzug 
und dessen nationale Umsetzung. Ferner geht das BMF 
auf Ausnahmeregelungen bei Nichtvorliegen einer ord-
nungsgemäßen Rechnung, auf Rechnungsberichti-
gung oder Stornierung und Neuerteilung einer Rechnung 
sowie auf den Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs ein. Es 
wird nicht beanstandet, wenn bei bis zum 31.12.2020 
übermittelten Rechnungsberichtigungen, die Rückwirkung 
besitzen, der Vorsteuerabzug erst in dem Besteuerungs-
zeitraum geltend gemacht wird, in dem die berichtigte 
Rechnung ausgestellt wird. 

Hinweis: Die Grundsätze dieses Schreibens sind auf 
alle offenen Fälle anzuwenden. 

12. Vergabe der Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer 

Es gehen derzeit vermehrt Anträge auf die Vergabe einer 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) bzw. Mit-
teilung der dazu gespeicherten Daten beim Bundeszen-
tralamt für Steuern (BZSt) ein. In diesem Zusammenhang 
weist das BZSt darauf hin, dass die USt-IdNr. ausschließ-
lich auf schriftlichen Antrag vergeben wird. Das gilt 
auch für allgemeine Fragen zur Vergabe bzw. zu allen 
Fragen bezüglich der gespeicherten Daten oder der Ein-
tragung von EU-Adressen. 

Der schriftliche Antrag muss den Namen und die An-
schrift der Antragstellerin oder des Antragstellers, das Fi-
nanzamt, bei dem das Unternehmen gemeldet ist, sowie 
die Steuernummer, unter der das Unternehmen geführt 
wird, enthalten. Der Antrag kann zudem über das Kontakt-
formular zum Thema „Vergabe der USt-IdNr.“ gestellt 
werden. Für die Klärung von Rückfragen empfiehlt es sich, 
die Telefon- und Faxnummer zu hinterlegen. 

Hinweis: Damit der Antrag durch das BZSt erfolgreich 
bearbeitet werden kann, ist es erforderlich, dass der 
Antragsteller beim zuständigen Finanzamt umsatz-
steuerlich geführt wird und dem BZSt diese Daten be-
reits übermittelt worden sind. Der Antrag wird übli-
cherweise innerhalb von 48 Stunden bearbeitet. 

  

STEUERTERMINE 
 

Dezember 2020 Januar 2021 Februar 2021 

10.12. (*14.12.) 11.01. (*14.01.) 10.02. (*15.02.) 

Umsatzsteuer  
(Monatszahler) 

Umsatzsteuer  
(Monats-/Quartalszahler) 

Umsatzsteuer  
(Monatszahler) 

  zzgl. 1/11 der Vorjahressteuer  
bei Dauerfristverlängerung 

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt  
(Monatszahler) 

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt  
(Monats-/Quartalszahler) 

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt  
(Monatszahler) 

Einkommensteuer mit SolZ u. KiSt  
(Vorauszahlung) 

  

Körperschaftsteuer mit SolZ  
(Vorauszahlung) 

  

  15.02. (*18.02.) 

  Gewerbesteuer  
Grundsteuer 

28.12. 27.01. 24.02. 

Sozialversicherungsbeiträge Sozialversicherungsbeiträge Sozialversicherungsbeiträge 

   

*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- und Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck erst drei Tage nach 
dessen Eingang bewirkt. 

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht 
übernommen werden. Zu den behandelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt. 
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